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1. VERFAHRENSVERMERKE 
 

1. Aufstellungsbeschluss durch den Ausschuss für Umwelt und 
Technik gem. § 2 (1) BauGB  
 

04.11.2013 

2. Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses 
gem. § 2 (1) BauGB und Einladung zur Bürgerinformationsver-
anstaltung 
 

28.11.2013 

3. Bürgerinformationsveranstaltung über die Ziele und Zwecke des 
Bebauungsplans 

09.12.2013 

4. Frühzeitige Behördenbeteiligung gem. § 4 (1) BauGB 18.12.2013 

5. Billigung des Entwurfes des Bebauungsplans, der planungs-
rechtlichen Festsetzungen mit Begründungen, der örtlichen Bau-
vorschriften und Auslegungsbeschlusses durch den Ausschuss 
für Umwelt und Technik in öffentlicher Sitzung 

07.07.2014 

6. Ortsübliche Bekanntmachung des Billigungsbeschlusses und 
der öffentlichen Auslegung gem. § 3 (2) BauGB 

10.07.2014 

7. Öffentliche Auslegung des Entwurfes des Bebauungsplans und 
der planungsrechtlichen Festsetzungen mit Begründungen so-
wie der örtlichen Bauvorschriften, Fassung vom 25.06.2014 
gem. § 3 (2) BauGB 

18.07.2014 -

18.08.2014 

8. Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange gem. 
§ 4 (2) BauGB 

18.07.2014 -

18.08.2014 

9. Behandlung der Stellungnahmen und Billigung des geänderten 
Entwurfs des Bebauungsplans, der planungsrechtlichen Fest-
setzungen mit Begründungen, der örtlichen Bauvorschriften und 
Auslegungsbeschlusses durch den Ausschuss für Umwelt und 
Technik in öffentlicher Sitzung 

21.09.2015 

10. Ortsübliche Bekanntmachung des Billigungsbeschlusses und 
der öffentlichen Auslegung gem. § 3 (2) BauGB 

__.__.__ 

11. Öffentliche Auslegung des Entwurfes des Bebauungsplans und 
der planungsrechtlichen Festsetzungen mit Begründungen so-
wie der örtlichen Bauvorschriften, Fassung vom 25.06.2014 
gem. § 3 (2) BauGB 

__.__.__ - 

__.__.__ 
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12. Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange gem. 
§ 4 (2) BauGB 

__.__.__ - 

__.__.__ 

13. Behandlung der Stellungnahmen (Vorberatung) gem. §§ 3 (2) 
und 1 (7) BauGB durch den Ausschuss für Umwelt und Technik 
in öffentlicher Sichtung 

__.__.__ 

14. Behandlung der Stellungnahmen gem. §§ 3 (2) und 1 (7) BauGB 
und Satzungsbeschluss durch den Gemeinderat in öffentlicher 
Sitzung gem. § 10 BauGB  

__.__.__ 

15. Ortsübliche Bekanntmachung und Inkrafttreten der Satzung 
gem. § 10 (3) BauGB 

__.__.__ 
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2. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  

 

2.1 RECHTSGRUNDLAGEN 

Á Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 

(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.11.2014 (BGBl. I S. 1748) 

m.W.v. 26.11.2014. 

Á Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) i. d. F. vom 

23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.04.1993 (BGBl. 

I S. 466). 

Á Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) i.d.F. vom 05.03.2010 zuletzt ge-

ändert durch Gesetz vom 11.11.2014 (GBl.S.501) m.W.v. 01.03.2015 

Á Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geän-

dert durch Gesetz vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509) 

Á Gemeindeordnung (GemO) vom 24.07.2000 (GBl. S. 581, ber. 698), zuletzt geän-

dert durch Gesetz vom 16.04.2013 (GBl. S. 55) 

 

 

2.2 PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

1. Art der baulichen Nutzung § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB  

Die Art der baulichen Nutzung wird als Sondergebiet (SO) Hofgut Elchenreute und 

für einzelne Gebäude und Gebäudeteil jeweils gesondert definiert.  

SO Gaststätte (Hauptgebäude=HG) und SO Gaststätte (Nebengebäude=NG): Zu-

lässig ist die Nutzung des Gebäudes im Erdgeschoss (EG) und Obergeschoss 

(OG) als Gaststätte mit Restaurant und Festsaal zuzüglich Terrassenbewirtung. 

Betriebsbezogenes Wohnen und Büronutzung sind im OG und Dachgeschoss 

(DG) zulässig. Maximal sind 3 betriebsbezogene Wohnungen zulässig.  

SO Remise: Zulässig ist die Nutzung als Ladenlokal und als Rezeption für die Gäs-

tehäuser im EG. Im OG und DG sind Büroräume zulässig.  

SO Ladengeschäft: Zulässig ist die Nutzung als Ladenlokal. 

SO Kaminzimmer und SO Lobby: Zulässig sind Nutzungen, die zum Betrieb der 

Gästehäuser erforderlich sind, wie beispielsweise Lobby, Kinderspielbereich, Ka-

minzimmer und Buffet.  

SO Anbau/WC: Zulässig ist die Nutzung als WC-Anlage einschließlich der erfor-

derlichen Nebenräume wie beispielsweise Putzräume. 

SO Wintergarten: Zulässig ist die Nutzung als Gastraum / Wintergarten. 
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SO Aula/Stadel: Zulässig ist die Nutzung als multifunktionaler Veranstaltungsraum 

für Veranstaltungen wie beispielsweise Konzerte, Kleinkunst, Theater oder Tanz-

veranstaltungen.  

SO Bühne: Zulässig ist die Nutzung als Bühne sowie als Tisch- und Stuhllager.  

SO Gästehaus: Zulässig ist die Nutzung als dem Beherbergungsbetrieb zugeord-

netes Gästehaus mit Gästezimmern. Betriebsfremdes Dauerwohnen sowie die 

Einrichtung von Ferienwohnungen ist unzulässig. Die maximale Anzahl der Betten 

wird auf 99 beschränkt. 

SO Kapelle: Zulässig ist die Nutzung als Kapelle. 

SO Stall/Lager: Zulässig ist ein Nebengebäude als Stall sowie für Lagerflächen. 

2. Bindung an den Durchführungsvertrag 

Gemäß § 12 Abs. 3a BauGB ist unter entsprechender Anwendung des § 9 Abs. 2 

BauGB festgesetzt, dass im Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans aus-

schließlich Nutzungen und Anlagen zulässig sind, zu deren Durchführung sich der 

Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet hat. 

3. Maß der baulichen Nutzung § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB  

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Grundfläche (GR) § 16 (2) Nr. 1 

BauNVO, die Geschossfläche (GF) § 16 (2) Nr. 2 BauNVO, die Zahl der zulässi-

gen Vollgeschosse (Z) § 16 (2) Nr. 3 BauNVO und die max. Höhe baulicher Anla-

gen § 16 (2) Nr. 4 BauNVO für alle in der Planzeichnung dargestellten Baufenster 

gemäß Planeintrag festgesetzt. Sie gelten jeweils als Höchstwerte. 

Wandhöhe (WH) 

Entsprechend den Einträgen in der Planzeichnung (siehe Nutzungsschablonen) 

sind, bei Gebäuden bzw. Gebäudeteilen mit geneigten Dächern, die maximalen 

Wandhöhen definiert. Als Wandhöhe gilt das Maß, gemessen von der festgesetz-

ten Erdgeschossrohfußbodenhöhe bis zum Schnittpunkt der Außenwand mit der 

Dachhaut. 

Firsthöhen (FH) 

Entsprechend den Einträgen in der Planzeichnung (siehe Nutzungsschablonen) 

sind, bei Gebäuden bzw. Gebäudeteilen mit Satteldach, die maximalen Firsthö-

hen definiert. Als Firsthöhe gilt das Maß, gemessen von der festgesetzten Erdge-

schossrohfußbodenhöhe bis zur Oberkante des Firstes.  
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Gebäudehöhen (GH)  

Entsprechend den Einträgen in der Planzeichnung (siehe Nutzungsschablonen) 

sind, bei Gebäuden bzw. Gebäudeteilen mit Flachdach, die maximalen Gebäude-

höhen definiert. Als Gebäudehöhe gilt das Maß gemessen von der festgesetzten 

Erdgeschossrohfußbodenhöhe bis zur Oberkante der Dachhaut bzw. bei Ausbil-

dung einer Attika bis zur Oberkante der Attika.  

4. Überbaubare Grundstücksflächen § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V. mit § 23 BauNVO 

Die überbaubare Grundstücksfläche ist in der Planzeichnung durch Baugrenzen 

bestimmt. 

5. Bauweise § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 

Für die Sondergebiete SO (Anbau/WC), SO (Gaststätte/NG), SO (Kaminzimmer), 

SO (Lobby), SO (Gaststätte/HG), SO (Remise), SO (Ladengeschäft),SO (Winter-

garten), SO (Aula/Stadel), SO (Kapelle) und SO (Bühne) gilt die abweichende 

Bauweise (a), im Sinne der offenen Bauweise jedoch ohne Längenbeschränkung 

gem. § 22 (4) BauNVO.  

Für das SO (Gästehaus) und das SO (Stall/Lager) gelten die offene Bauweise (o) 

gem. § 22 (2) BauNVO. 

Die Stellung der Gebäude ist durch die Darstellung der Firstrichtung festgelegt. 

Die Gebäude sind parallel zu den Baugrenzen zu errichten.  

6. Flächen für Nebenanlagen und Stellplätze § 9 Abs. 1 Nr. 4  

Bauliche Nebenanlagen im Sinne von § 14 (1) BauNVO und Stellplätze gem. § 12 

(1) BauNVO sind innerhalb der in der Planzeichnung dargestellten Flächen zuläs-

sig.  

7. Höhenlage der baulichen Anlagen § 9 Abs. 3 BauGB  

Die Höhenlage baulicher Anlagen ist als Erdgeschossfußbodenhöhe gem. Plan-

einschrieb festgesetzt in Meter über NormalNull (m ü NN). Abweichungen um +/- 

0.30 m sind zulässig.  

8. Verkehrsflächen § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebiets erfolgt auf dem Privatgrundstück 

über eine Ringerschließung, die zu den Stellplätzen und zu der Zufahrt für die An-

lieferung führt.  

9. Niederschlagswasserbeseitigung (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Das auf privaten, befestigten Flächen anfallende Niederschlagswasser darf nicht 

der öffentlichen Kanalisation zugeleitet werden. Dies gilt auch für Überläufe von 

Anlagen zur Regenwassernutzung (bspw. Zisternen) und für sonstige nicht 

schädlich verunreinigte Tag-, Stau-, Quellwässer bzw. Drainagen jeder Art.   
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Materialien mit Niederschlagswasserkontakt  

Für alle baukonstruktiven Elemente, die großflächig mit Niederschlagswasser in 

Berührung kommen, z. B. Dachdeckungen, jedoch nicht Rinnen, Fallrohre, Ge-

länder etc., sind Oberflächen aus Zink, Titan-Zink, Kupfer oder Blei unzulässig, 

sofern diese Oberflächen nicht mit geeigneten anderen Materialien , z. B. Kunst-

stoffbeschichtung, dauerhalft abgeschirmt werden.  

10. Flächen für die Ableitung und Versickerung von Niederschlagswasser § 9 Abs. 1 

Nr. 14 BauGB 

Gemäß der Darstellung in der Planzeichnung wird am südlichen Rand des Plan-

gebiets, parallel zur L 275 im Bereich der bestehenden Mulden, die Versickerung 

des nicht verunreinigten Niederschlagswassers vorgenommen, soweit der Bau-

grund das zulässt. Die Mulden sind ausreichend zu dimensionieren und mit be-

lebter, mindestens 30 cm mächtiger Bodenschicht (Aufbau gemäß Merkblatt des 

Landratsamtes Ravensburg ï Umwelt ï bzw. Arbeitsblatt ATV A 138 (Planung, 

Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser)) zu 

versehen. Die Arbeitsblätter A 138 bzw. A 117 der Deutschen Vereinigung für 

Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. sind zu beachten.  

Sickerschächte sind nicht zulässig. 

11. Grünflächen § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB 

Die in der Planzeichnung dargestellten privaten Grünflächen sind in naturnaher 

Weise unter Verzicht auf Pflanzenschutzmittel und Düngemittel zu gestalten und 

zu pflegen. 

Die als Hochstaudenflur festgesetzte private Grünfläche ist als standortgerechte 

Hochstaudenflur um das östliche Gewässer und den vorgelagerten Waldsaum zu 

entwickeln. 

Die im zeichnerischen Teil zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan eingetrage-

nen Grünflächen um das östliche Gewässer und entlang des Waldsaums sind im 

Frühjahr nach Vollendung der Baumaßnahme umzuackern, zu grubbern und zu 

fräsen.  

Anschließend sind sie mit einer Feuchtwiesenmischung der Firma Rieger-Hoff-

mann einzusäen (Charakteristik der Feuchtwiesenmischung: Zusammensetzung 

aus ausdauernden, Feuchtigkeit liebenden Kräutern und Gräsern, überwiegend 

mittel- bis niederwüchsig und schnittverträglich; Höhe von bis zu 100 cm). Die 

Artzusammensetzung der Feuchtwiesenmischung ist in Abstimmung mit der unte-

ren Naturschutzbehörde auszuwählen. 
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Die neu eingesäte Feuchtwiesenmischung ist die ersten zwei Jahre Ende Juli und 

im Oktober zu mähen und das Mähgut zu entfernen. 

Ab dem dritten Jahr ist jährlich nur noch eine späte Herbstmahd im Oktober 

durchzuführen. Das Mähgut ist immer zu entfernen, um ärmere Nährstoffverhält-

nisse zu erreichen. 

Bei den anfallenden Pflegemaßnahmen ist auf den Einsatz von Schädlings- und 

Unkrautbekämpfungsmitteln sowie auf synthetische Düngemittel zu verzichten. 

12. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft § 9 Abs. 1 Nr. 20 und deren Bepflanzung § 9 Abs. 1 Nr. 25a 

BauGB 

Verwendung wasserdurchlässiger Beläge: Stellplätze, Zufahrten, Fußwege und 

weitere geeignete Flächen sind mit wasserdurchlässigen Belägen zu gestalten, 

z.B. Schotterrasen, Kiesbeläge, Sickerfugenpflaster. 

Die Dachflächen der Gästehäuser sind zwingend extensiv zu begrünen und dau-

erhaft zu unterhalten. Substratstärke mind. 11 cm.  

An den in der Planzeichnung eingetragenen Standorten sind hochstämmige, 

standortgerechte und heimische Laubgehölze gemäß Pflanzliste Nr. 1 fachge-

recht zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu unterhalten. Abgängige Gehölze 

sind in gleicher Größe und Qualität nach zu pflanzen. Die minimale Pflanzqualität 

für Laubbäume ist ein dreimal verpflanzter Hochstamm mit Ballen und einem 

Stammumfang von mindestens 14-16 cm in mindestens 1 m Höhe. Für Sträucher 

ist eine minimale Pflanzqualität von zweimal verpflanzt und einer Größe von min-

destens 60-100 cm zu wählen. Obstbäume müssen einen Stammumfang von 

mindestens 10-12 cm und eine Größe von mindestens 2 m aufweisen. Zudem 

müssen es mindestens dreimal verpflanzte Hochstämme sein. 

Die Verwendung von Nadelgehölzen ist unzulässig. Bei den anfallenden Pflege- 

und Instandhaltungsmaßnahmen ist auf den Einsatz von Schädlings- und Un-

krautbekämpfungsmitteln sowie auf synthetische Düngemittel zu verzichten. 

Die im Bebauungsplan gekennzeichneten Bestandsbäume sind dauerhaft zu er-

halten und zu sichern und bei Abgang zu ersetzen.  

Die nicht überbauten Teile des Grundstückes und die festgesetzten Flächen für 

das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind, ab-

gesehen von den notwendigen Zuwegungen und Zufahrten, dauerhaft zu begrü-

nen. Es sind standortgerechte, einheimische Pflanzen laut den Pflanzlisten zu 

verwenden. 
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Die festgesetzten Bepflanzungen sind spätestens in der nach Fertigstellung der 

Gebäude folgenden Vegetationsperiode auszuführen. Abgängige Pflanzen sind 

umgehend zu ersetzen. Abgestorbene oder kümmernde Gehölze sind in der je-

weils folgenden Pflanzperiode in gleicher Art zu ersetzen. 

An den in der Planzeichnung dargestellten Flächen sind Hecken bzw. Gehölz-

gruppen gemäß Pflanzliste Nr. 2 zu entwickeln. 

Entlang der Terrassen- und Wintergartenverglasung gegenüber der Kapelle sind 

mindestens vier Edelstahldrahtseile zu spannen und mit Kletterrosen siehe 

Pflanzliste Nr. 4 in der Anlage zu beranken. Es muss gewährleistet sein, dass die 

Kletterpflanzen sowohl vertikal als auch horizontal wachsen. 

Gebäudefassaden mit fenster- und türlosen Teilflächen über 20 m² sollten mit 

Rank- und Kletterpflanzen begrünt und dauerhaft unterhalten werden - Pflanzliste 

Nr. 4. 

Fotovoltaikmodule sind ausgeschlossen.  

An den in der Planzeichnung eingetragenen Standorten entlang der Landes-

straße L 275 ist eine geschnittene Hainbuchenhecke als Blendschutz gemäß 

Pflanzliste Nr. 5 fachgerecht zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu unterhal-

ten. Abgängige Gehölze sind in gleicher Größe und Qualität nach zu pflanzen. 

Die minimale Pflanzqualität für Heckenpflanzen beträgt 60 - 80 cm Wuchshöhe. 

Im Bereich des Sichtdreiecks darf die Wuchshöhe 0,8 m nicht überschreiten wer-

den. Außerhalb des Sichtdreiecks muss die Mindestwuchshöhe 0,8 m betragen. 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind als Beleuchtung nur insektenver-

trägliche Leuchtmittel wie Natrium-Druckdampflampen oder andere nach dem 

Stand der Technik insektenverträgliche Leuchtmittel mit niedriger Lichtintensität 

zulässig. Die Leuchtmittel sind vollständig einzukoffern und nach unten auszu-

richten.  

     A1 

Auf den im Bebauungsplan gekennzeichneten Flächen sind die regionaltypi-

schen, standortgerechten Obstbäume zu erhalten und fachgerecht zu pflegen. 

Die festgesetzten Obstbaumpflanzungen auf der Fläche A1 sind anhand der 

Pflanzliste Nr. 3 im Anhang auszuwählen.  

     A2 

Das als A2 festgesetzte Amphibiengewässer ist zu erhalten und sachgerecht zu 

pflegen. Es sind entsprechende Maßnahmen für die Zielart Teichmolch zu entwi-

ckeln:  
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o Einbringen großer Steine als Besonnungsplätze 

o Alle 5 Jahre sind die Gehölze um das Gewässer A2 außerhalb der Vegeta-

tionszeit abschnittsweise auf den Stock zu setzen, um eine weitere Be-

schattung des Gewässers A2 zu vermeiden 

o Es ist dafür Sorge zu tragen, dass die Wanderbewegungen zum Wald in 

Richtung Norden nicht unterbrochen werden 

o Das Gewässer A2 ist alle 3 bis 5 Jahre auf 20 cm abzulassen und im 

Herbst das Schilf und der Rohrkolben zurückzuschneiden 

13. Schutz des Bodens § 202 BauGB 

Der Oberboden sowie der kulturfähige Unterboden sind zu sichern und auf dem 

jeweiligen Grundstück wieder einzubauen (§ 1a Abs. 1 BauGB). Aushub- und 

Baumaterial dürfen nicht auf Flächen gelagert werden, die als Ausgleich ange-

rechnet werden (Fläche A1, Grünfläche Hochstaudenflur, Flurstück Nr. 1323/2).  

Überschüssiger Erdaushub ist soweit als möglich innerhalb des Plangebiets wie-

derzuverwenden. 

Oberboden und kulturfähiges Bodenmaterial ist separat abzutragen und sachge-

recht, unter Verwendung von leichtem Gerät zu lagern.  

Der abgeschobene Oberboden ist abseits vom Baubetrieb zwischenzulagern und 

bis zu seinem Einbau zu pflegen (vgl. DIN 18915). Der abgeschobene Oberbo-

den ist vorwiegend für die Grünflächen und Gehölzpflanzungen innerhalb des 

Baugebiets zu verwenden. 
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3. HINWEISE 
 

3.1 IMMISSIONEN 

Das Plangebiet ist mit Lärmemissionen durch die L 275 vorbelastet.  

3.2 ALTLASTEN 

Es sind keine Altlastenverdachtsflächen bekannt. 

3.3 BAUMSCHUTZ / BAUMFÄLLARBEITEN 

Bei Straßen- und Hochbaumaßnahmen ist auf einen besonderen Baumschutz zu 

achten (siehe DIN 18.920 und RAS-LG 4).  

Baumfällarbeiten und sonstige Maßnahmen zur Freiräumung der Baugrundstücke 

dürfen gemäß § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG grundsätzlich nicht in der Zeit vom 01. 

März bis 30. September eines jeden Jahres durchgeführt werden. 

3.4 PFLANZUNG DER OBSTBÄUME 

Bei der Anlage der Streuobstwiese ist darauf zu achten, dass die Pflanzgrube ca. 

0,5 m tief und ca. 1,20 m Durchmesser breit ausgehoben wird. Das Pflanzloch ist 

- als Schutz gegen Wühlmäuse - mit einem verrottbaren Drahtgitter auszukleiden 

(ca. 90 cm x 90 cm). Das Pflanzloch ist mit Oberboden, verrottetem Mist oder 

Rindenhumus zu füllen. Als Pflanzabstände haben sich ca. 10 m bewährt. Es 

empfiehlt sich, jeweils zwei bis drei Exemplare einer Sorte zu pflanzen. 

3.5 SCHONENDER UMGANG MIT GRUND UND BODEN 

Die Bauabwicklung (z.B. Baustelleneinrichtung, Zwischenlager) sollte ausschließ-

lich auf bereits überbauten, versiegelten Flächen oder aber auf Flächen, die im 

Zuge der späteren Überbauung sowieso in Anspruch genommen werden, erfol-

gen. Somit bleibt auch das natürliche Retentionsvermögen der Flächen erhalten. 

3.6 BODENMANAGEMENT 

§ 1 a (2 u. 3) BauGB, § 202 BauGB, §§ 1, 2 u. 7 BBodSchG fordern einen spar-

samen und schonenden (fachgerechten) Umgang mit dem Boden sowie eine Ver-

meidung von Beeinträchtigungen der natürlichen Bodenfunktionen. Der Nachweis 

des schonenden (fachgerechten) Umgangs mit dem Boden kann durch ein Bo-

denmanagementkonzept erfolgen. 

Wesentliche Inhalte des Bodenmanagementkonzeptes sind: 

¶ Feststellung der physikalischen Eigenschaften des auszuhebenden 

Bodens 

¶ Erdmassenberechnungen (getrennt nach A-, B-, C-Horizont) 



VEP ĂHofgut Elchenreuteñ, 2.  nderung   

Planstatt Senner 

 

 
 

15 

¶ Mengenangaben bezüglich künftiger Verwendung des Bodens, d. h. 

direkte Verwendung (im Baugebiet, außerhalb des Baugebiets) 

¶ Trennung von Oberboden und kulturfähigem Unterboden bei Aus-

bau und Lagerung 

¶ bei Zwischenlagerung Anlage von Mieten nach der DIN 19731 

¶ Maßnahmen zur Vermeidung und zur Beseitigung von Bodenver-

dichtungen incl. Rückbau 

¶ Ausweisung von Lagerflächen 

¶ Ausweisung von Zuwegungen (evtl. Baggermatratzen) 

¶ Ausweisung von Tabuflächen (keine bauseitige Beanspruchung 

Zur Sicherstellung des fachgerechten Umgangs mit dem Boden wird die Beglei-

tung der Bodenarbeiten durch eine bodenkundliche Fachkraft empfohlen. 

3.7 BAUGRUND 

Durch das Ingenieurbüro Ădas geoteamñ ist auf Basis von zwei Schürfen ein ers-

ter Kurzbericht vom 26.05.2014 bezüglich der Versickerungsfähigkeit erstellt wor-

den. Vertiefende Untersuchungen durch fünf weitere Schürfe bilden die Basis für 

den zweiten geotechnischen Kurzbericht vom 04.07.2014. Folgende Schlussfol-

gerungen werden im zweiten Bericht getroffen. Der vollständige Bericht befindet 

sich in der Anlage:  

ĂAus obigen Ergebnissen folgt, dass sich westlich einer Linie zwischen SG 5 und 

SG 7 der anstehende Kieskörper befindet, wo kein Kiesabbau stattgefunden hat. 

An der Basis des Kieskörpers wird ein temporär stark unterschiedliches Wasser-

aufkommen angetroffen; seine Basis ist wellig, so dass kleinräumig verschiedene 

Fließrichtungen ausgebildet sind. Die generelle Entwässerungsrichtung besitzt 

eine südliche Hauptkomponente. Es besteht eine hydraulische Verbindung zum 

südlich der Straße gelegenen Kieskörper, der mit dem Schlupfenbach von Südos-

ten nach Nordwesten zum Haslacher Weiher entwässert. 

Eine Versickerung der bei der geplanten Baumaßnahme anfallenden Nieder-

schlagsabflüssen auf dem Grundstück 1326 ist möglich, eine entsprechende An-

lage mit belebter Oberbodenschicht kann am südwestlichen Rand des Flurstü-

ckes Nr. 1326 angelegt werden. 

Bei Planung einer Versickerungsanlage muss ein jahreszeitlich und witterungs-

mäßig bedingter GW-Hochstand von 563,43 mNN berücksichtigt werden. 
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Die Kornverteilung im Kieskörper ist auf Grund seiner Genese nicht einheitlich; 

zur Konzeption von Sickeranlagen kann ein durchschnittlicher Durchlässigkeits-

beiwert von kf = 5 x 10-4 m/s angesetzt werden.ñ 

3.8 GRUNDWASSERSCHUTZ  

Sollte in der Bauphase Grundwasser angetroffen werden, ist unverzüglich das 

Landratsamt Ravensburg zu benachrichtigen. Eine dauerhafte Grundwasserab-

senkung ist unzulässig.  

Grundwasserdichte, auftriebssichere Untergeschosse  

Ein Vernässen oder Einstauen des Arbeitsraumes um die Gebäude kann am vor-

geplanten Standort nicht ausgeschlossen werden. Im Falle einer Unterkellerung 

sollten daher grundwasserdichte Untergeschosse ausgeführt werden. Im Zuge 

der Tragwerksplanung sollte auch der Aspekt Auftriebssicherheit geprüft werden. 

3.9 DRAINAGEN 

Drainagen dürfen nicht der öffentlichen Kanalisation zugeleitet werden. 

3.10 ÜBERFLUTUNGSSCHUTZ 

Bei Starkregen kann es aus verschiedenen Gründen zu wild abfließenden Ober-

flächenabflüssen kommen. Um Überflutungen von Gebäuden zu vermeiden, sind 

entsprechende Schutzvorkehrungen zu treffen. Insbesondere ist auf die Höhen-

lage von Lichtschächten, Höfen und des Einstiegs von Kellertreppen oder Ähnli-

ches zu achten. Sie sollten möglichst hoch liegen, um vor wild abfließenden Wäs-

sern bei Starkregen zu schützen. EFH sollte im Rahmen der Vorgaben nach Ge-

sichtspunkten des Überflutungsschutzes angemessen hoch gewählt werden. 

Maßnahmen zur Verbesserung des Überflutungsschutzes sind auch in die Au-

ßenflächenplanung, -gestaltung integrierbar. 

3.11 NIEDERSCHLAGSWASSERBESEITIGUNG (VERSICKERUNG) 

Zur Vermeidung einer unzulässigen Verunreinigung des Niederschlagswassers 

ist aus rechtlichen Gründen, die außerhalb dieser Planung liegen, auf entspre-

chende Tätigkeiten (z. B. Autowäsche oder andere Reinigungsarbeiten, etc.) voll-

ständig zu verzichten. 

Zur fachgerechten Planung und Bauüberwachung der Versickerungsanlagen für 

Niederschlagswasser ist das Hinzuziehen eines Fachingenieurs sinnvoll.  

Die Niederschlagswasserbeseitigung bedarf einer wasserrechtlichen Gestattung. 

Das Rechtsverfahren ist beim Landratsamt Ravensburg zu führen.  
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3.12 DARSTELLUNG DER HÖHENLAGE DER BAUGRUNDSTÜCKE 

Dem Baugesuch sind Schnitte beizufügen, die darstellen, wie sich das geplante 

Gelände darstellt. Die Veränderungen des natürlichen Geländeverlaufes sind 

möglichst gering zu halten.  

3.13 DENKMALSCHUTZ 

Sollten im Zuge von Erdarbeiten archäologische Fundstellen (z.B. Mauern, Gru-

ben, Brandschichten o.ä.) angeschnitten oder Funde gemacht werden (z.B. 

Scherben, Metallteile, Knochen), ist das Regierungspräsidium Tübingen, Ref. 26 - 

Denkmalpflege, Fachbereich Archäologische Denkmalpflege, unverzüglich zu be-

nachrichtigen. Auf § 20 DSchG wird verwiesen. Bis zur sachgerechten Dokumen-

tation und Ausgrabung sind Funde im Boden zu belassen. Mit Unterbrechungen 

der Bauarbeiten ist gegebenenfalls zu rechnen und Zeit zur Fundbergung einzu-

räumen. Die Abstimmung soll möglichst früh stattfinden, damit eine Vereinbarung 

zum Zeitraum der Grabung und einer evtl. notwendigen Kostenbeteiligung getrof-

fen werden kann.  

3.14 TELEKOMMUNIKATION 

Gemäß DIN 1998 (Unterbringung von Leitungen und Anlagen in öffentlichen Flä-

chen) und DIN 18920 (Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflä-

chen bei Baumaßnahmen) sind die Kabeltrassen in einer Breite von 2,5 m beider-

seits der Versorgungskabel von Baumpflanzungen freizuhalten. Wird dieser Ab-

stand unterschritten, sind abhängig von der Baum- und Leitungsart Schutzmaß-

nahmen erforderlich. Die Kosten trägt der Vorhabenträger. 

3.15 ABFALLBESEITIGUNG 

Anfallende Bauabfälle, Bauschutt und Abbruchmaterial müssen getrennt gesam-

melt und einer Verwertung zugeführt bzw. als Abfall entsorgt werden. Es wird be-

sonders auf die mögliche Bodengefährdung durch Farben, Lacke, Verdünnungs-

mittel, Holzschutzmittel, Mörtelverfestiger, Wasserschutzanstriche und andere 

Bauchemikalien verwiesen. Beim Umgang mit diesen Stoffen ist besondere Sorg-

falt geboten. Sie dürfen auf keinen Fall in den Boden gelangen. Leere Behälter 

und Reste sind ordnungsgemäß zu entsorgen.  
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4. ¥RTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
 

4.1 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen § 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO 

 

a. Dachform / Dachneigung 

Die zulässigen Dachformen und Dachneigungen können dem Eintrag in der 

Planzeichnung (siehe Nutzungsschablone) entnommen werden.  

 

b. Dachaufbauten / Dacheindeckung 

- Die Summe aller Dachaufbauten (Gauben und Wiederkehre) darf nicht 

mehr als 50 % der dazugehörigen Dachlänge betragen. 

- Dachaufbauten dürfen die Firsthöhe nicht überschreiten. 

- Die Dachdeckung ist mit roten oder dunkelgrauen bis anthrazitfarbigen Zie-

geln, Dachsteinen oder Betonsteinen auszuführen. Unzulässig sind glän-

zende Materialien.  

- Dachaufbauten sind in Material und Farbe entsprechend dem Hauptdach 

einzudecken. 

- Dachflächen aus Kupfer, Zink, Titanzink oder Blei sind nicht zulässig oder 

müssen dauerhaft beschichtet werden, um das Versickern von Schwerme-

tallen zu vermeiden. Untergeordnete Bauteile wie Regenfallrohre, Dachrin-

nen usw. bleiben dabei außer Betracht. 

 

c. Fassadengestaltung 

- Als Fassadenmaterial sind Putz- oder Holzfassaden zulässig.  

- Fassaden von Wintergarten und evtl. erforderlich Terrassenverkleidungen 

sind als Verglasungen zulässig. Diese sind nach Süden zu beranken.  

- Die Erweiterung des SO Stall / Lagers ist mit einer senkrechten Holzlattung 

zu verkleiden, in der Form, dass sich eine gestalterische Einheit mit dem 

Bestand ergibt. Die Dachform ist an das vorhandene Satteldach anzupas-

sen. 

- Der als Nebenanlage für Container ausgewiesene Bereich ist mit einer 

Holzlattung einzuhausen.  

- Als Farbton für die Gestaltung der Außenwände sowie für außenliegende 

Mauern sind Farbtöne mit einem Hellbezugswert zwischen 20-100% zu 

verwenden. Für Sockel und untergeordnete Bauteile sind geringere Hell-

bezugswerte und eine Abweichung in der Farbigkeit zulässig. Farbige Ak-

zente sind zulässig. 

- Die Holzverkleidung der Terrassenüberdachung im Westen der Gaststätte 

ist zur Südseite Richtung Kapelle in einem weiß-hellgrauen Farbton zu 

streichen.  
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- Anbauten und Wintergärten müssen dem Hauptgebäude untergeordnet 

sein und auf den Baukörper, die Dachform und die Fassade des Hauptge-

bäudes abgestimmt sein. 

 

2. Werbeanlagen § 74 Abs. 1 Nr.2  LBO 

Werbeanlagen und deren Beleuchtung sind grundsätzlich so zu gestalten, dass 

Lichtimmissionen zur Landschaft minimiert werden. Insbesondere sind Skybea-

mer, blinkende, wechselnd farbige Anzeigen sowie die flächige Beleuchtung von 

Fassaden nicht zulässig. Die Beleuchtung von Werbeanlagen ist in den Nachtstun-

den (22:00 bis 6:00) abzuschalten.  

 

Folgende Werbeanlagen sind zulässig: 
 

Zwei Werbetafeln im südwestlichen und südöstlichen Bereich des Geltungsbe-

reichs 

Die zwei Werbetafeln sind im südwestlichen und südöstlichen Bereich des Gel-

tungsbereichs an den zwei ausgewiesenen Standorten zulässig. Die Ansichtsflä-

che darf 2 m² und eine Höhe von 2,5 m nicht überschreiten. 
 

Werbetafel mit Wanderkarte  

Am Eingangsbereich zur Gaststätte ist eine Werbetafel mit Wanderkarte zulässig. 

Die Ansichtsfläche darf 1,5 m² und eine Höhe von 2,0 m nicht überschreiten. Der 

Standort ist in der Planzeichnung dargestellt. 
 

Fahnenmast 

Auf dem in der Planzeichnung dargestellten Standort sind drei Fahnenmasten zu-

lässig. Die Höhe darf 10 m nicht überschreiten. 
 

Hinweismast mit Handwerkszeichen / Maibaum 

Auf dem in der Planzeichnung dargestellten Standort ist ein Hinweismast mit Hand-

werkszeichen / Maibaum zulässig. Die Höhe darf 28 m nicht überschreiten. 

 

3. Gestaltung der unbebauten Grundstücksflächen § 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO 

Freiflächen 

Die nicht überbaubaren privaten Grundstücksflächen sind, soweit sie nicht für Zu-

fahrten und Stellplätze genutzt werden, als Garten- und Grünflächen anzulegen 

und zu pflegen.  

Die Begrünung / Bepflanzung der Grundstücke ist mit heimischen standortgerech-

ten Pflanzen, entsprechend der Pflanzlisten im Anhang, vorzunehmen.  

 

4. Unzulässigkeit von Freileitungen § 74 Abs. 1 Nr. 4 LBO 

Die oberirdische Führung von Freileitungen ist unzulässig.  
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5. SATZUNGSTEXT 

Aufgrund §§ 10, 12 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.11.2014 (BGBl. I S. 

1748) m.W.v 26.11.2014 sowie aufgrund § 74 Landesbauordnung (LBO) in der Fassung 

vom 05.03.2010 (GBl. S. 357 ber. S. 416) zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.11.2014 

(GBl.S.501) m.W.v. 01.03.2015; in Verbindung mit der Gemeindeordnung für Baden-

Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. S. 582, ber. 698), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 16.04.2013 (GBl. S. 55) m.W. v. 20.04.2013 hat der Gemein-

derat der Stadt Bad Waldsee am __.__.__ in öffentlicher Sitzung den vorhabenbezogenen 

Bebauungsplan ĂHofgut Elchenreuteñ 2. Änderung sowie die Örtlichen Bauvorschriften für 

den Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans als jeweils selbständige 

Satzung beschlossen.  

 

 

§ 1 RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH 

Der rªumliche Geltungsbereichs des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans ĂHofgut El-

chenreuteñ 2.  nderung und der ºrtlichen Bauvorschriften ergeben sich aus dem zeich-

nerischen Teil vom 14.09.2015. 

 

 

§ 2 BESTANDTEILE DER SATZUNG 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan ĂHofgut Elchenreuteñ 2.  nderung und die ºrtli-

chen Bauvorschriften hierzu bestehen aus der Planzeichnung und dem Textteil vom 

14.09.2015. Dem Bebauungsplan und den örtlichen Bauvorschriften hierzu wird die jewei-

lige Begründung vom 14.09.2015 beigefügt, ohne deren Bestandteil zu sein.  

Weiter Bestandteil der Satzung ist der Vorhaben- und Erschließungsplan (Stand 

14.09.2015) bestehend aus den Erdgeschossgrundrissen der Gästehäuser und des Gast-

stättenkomplexes, Ansichten von Süden sowie Schnitten der Gästehäuser und des Sta-

dels. 

 

§ 3 ORDNUNGSWIDRIGKEITEN 

Ordnungswidrig im Sinne des § 75 LBO handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den auf 

Grund von § 74 LBO erlassenen, örtlichen Bauvorschriften   

 

- zu Dachformen, 

- zur Dachneigung, 

- zur Fassadengestaltung, 

- zur Gestaltung der unbebauten Flächen, 

- zu den Werbeanlagen, 
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zuwider handelt. Zuwiderhandlungen können mit Geldbußen bis zu 100.000,- Euro (ein-

hunderttausend Euro) belegt werden.  

 

 

§ 4 IN-KRAFT-TRETEN 

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan ñHofgut Elchenreuteñ, 2.  nderung der Stadt Bad 

Waldsee und die örtlichen Bauvorschriften hierzu treten mit der ortsüblichen Bekanntma-

chung des jeweiligen Satzungsbeschlusses in Kraft (gem. § 10 (3) BauGB). Mit Rechts-

kraft dieser Satzung tritt der bisher geltende Bebauungsplan ĂHofgut Elchenreuteñ 1.  n-

derung außer Kraft soweit er vom Geltungsbereich dieser Satzung überlagert wird. 

 

 

 

Bad Waldsee, den __.__.__ 

 

 

 

ééééééééééééééé.. 

Roland Weinschenk, Bürgermeister 
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6. BEGR¦NDUNG DER PLANUNGSRECHTLICHEN FESTSETZUNGEN 
 

6.1 LAGE DES PLANGEBIETS 

Das Plangebiet liegt ca. 6 km nordwestlich von Bad Waldsee nördlich der L 275 Richtung 

Aulendorf. Das Areal ist von vier Seiten von Wald umgeben. Der Geltungsbereich bein-

haltet die Flurstücke Nr. 1326 (Teil) und 1323/2 (Teil), Flur 4 auf Gemarkung Bad Waldsee 

und wird wie folgt begrenzt: 

im Norden:   durch Waldflächen auf Flurstück 1323/2 (Teilflächen), 1327 und Flur-

stück 1327/2, 

im Osten: durch Waldflächen auf Flurstück 1326/1,  

im Süden:  durch die Landesstraße L 275 (Flurstück 1328), 

im Westen: durch Waldflächen auf Flurstück 1323/2 (Teilflächen). 

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ñHofgut Elchenreuteñ, 2. 

Änderung, umfasst eine Fläche von ca. 2,02 ha. Darin enthalten sind eine private Grün-

fläche sowie eine Wasserfläche mit zusammen ca. 5.760 m² auf dem westlich angrenzen-

den Flurstück Nr. 1323/2 (Teilfläche). Diese Flächen werden baulich nicht in Anspruch 

genommen. Die bestehenden Nutzungen werden nicht verändert.  

Das Plangebiet selbst wird durch das ĂHofgut Elchenreuteñ mit Gaststªtte, Veranstal-

tungsbetrieb, Terrassen-, Spielplatz- und Freiflächen sowie Stellplätzen und Nebenanla-

gen genutzt. Außerdem befinden sich zwei Ausgleichsflächen im Plangebiet. Das sind 

zum einen die Streuobstwiese (A1) mit 17 traditionellen heimischen Streuobstbäumen 

und zum anderen der westliche Weiher (A2) mit Schilfbestand.  

Ein weiterer Weiher befindet sich am östlichen Rand des Plangebiets. Dieser östliche 

Weiher ist keine Ausgleichsfläche.   

Das Gelände fällt leicht von Norden nach Süden ab (Höhenlage zwischen 568,5 m und 

565,5 m ü.NN). 
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Abbildung: Auszug aus der TK 25 ï Blattnummer 8021 (ohne Maßstab) 

 

6.2 ANLASS, ZWECK UND ZIEL DER PLANUNG 

Der Gemeinderat der Stadt Bad Waldsee hatte durch Satzungsbeschluss des Vorhaben-

bezogenen Bebauungsplans ĂHofgut Elchenreuteñ, 1.  nderung den zulässigen Rahmen 

für die bauliche Nutzung und die Erschließung in Elchenreute gegeben. Zulässig waren 

im Sondergebiet ĂHofgut Elchenreuteñ eine Gaststªtte mit Haupt- und Nebengebäude und 

eine Remise. Außerdem waren zulässige Nebenanlagen wie der Stall (heute als Lager 

genutzt) und Überdachungen und Terrassenflächen am Haupt- und Nebengebäude der 

Gaststätte Inhalt des Bebauungsplans. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan traf eben-

falls Regelungen zur Anordnung der Erschließung und der Stellplätze sowie zu den Aus-

gleichsflächen und Ausgleichspflanzungen.  

Die konzeptionelle Weiterentwicklung des Gaststªttenbetriebes am ĂHofgut Elchenreuteñ 

macht heute eine erneute Anpassung der zulässigen Nutzungen in Bezug auf die Ge-

bäude, die Erschließung, die Anordnung der Stellplätze und die Nutzung der Freiflächen 

erforderlich. Ziel ist die planungsrechtliche Sicherung der beabsichtigten Erweiterung der 

Nutzung und somit die langfristige Sicherung des Gaststättenbetriebs einschließlich des 

Veranstaltungsbetriebes. 

6.3 BESCHREIBUNG DER PLANUNG 

Nach den Vorstellungen des Vorhabenträgers sollen die beabsichtigten Änderungen in 

drei Bauabschnitten realisiert werden.  

Der Bauabschnitt A beinhaltet den Um- und Anbau des Gaststättengebäudes, um neuen 

Anforderungen in der Gastronomie und dem Veranstaltungsbereich Rechnung zu tragen. 

Plangebiet 
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Dazu gehört der Umbau des Stadels in ein festes Gebäude, der Umbau eines Teils der 

Terrasse in einen Wintergarten, der Anbau eines Ladengeschäftes und der Anbau von 

ergänzenden Räumlichkeiten im Zusammenhang mit den geplanten Gästehäusern wie 

beispielsweise Frühstücksraum, Kinderspielzimmer, Kaminzimmer und Empfangsbe-

reich.  

In Bauabschnitt B soll ein erstes Gästehaus für den Betrieb der Gästehäuser mit drei 

Vollgeschossen in Flachdachbauweise errichtet werden. Es sind 50 Betten geplant. Drei 

Zimmer sind barrierefrei vorgesehen.  

In Bauabschnitt C ist ein weiteres Gästehaus mit derselben Größe und Kubatur mit 49 

Betten vorgesehen.  

6.4 STÄDTEBAULICHE KONZEPTION 

Basis der städtebaulichen Konzeption ist eine Konzentration der ergänzenden Gästehäu-

ser westlich des bestehenden Gaststättenkomplexes. Dabei ist es das Ziel, das beste-

hende Hauptgebäude mit der Kapelle als historischen Kern des Hofguts abgelesen wer-

den kann. Die jetzt geplanten Gästehäuser mit ihren Flachdächern ordnen sich sowohl in 

ihrer zurückhaltenden zeitgemäßen Gestaltung als auch in ihrer Gebäudehöhe dem be-

stehenden Hauptgebäude unter, zu dem sind sie räumlich vom Bestandsgebäude abge-

rückt. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan setzt die maximale Gebäudehöhe der Gäs-

tehäuser mit 10.0 m fest. Die Gebäudehöhe des Haupthauses ist mit 11.5 m festgesetzt. 

In Folge der unterschiedlichen Gestaltung bezogen auf Materialität und Dachform und der 

unterschiedlichen Höhen der Gebäude ist die Abfolge der baulichen Entwicklung im Be-

reich des Hofguts ablesbar. Somit ist auch erkennbar, welche Gebäude den Ursprung 

bilden.  

6.5 ABSTIMMUNG MIT FACHBEHÖRDEN 

Im Rahmen des Scoping-Termins am 18.12.2013 ist in Abstimmung mit den betroffenen 

Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange der Umfang und der Detaillierungs-

grund der Umweltprüfung abgestimmt worden. Insbesondere sind der Untersuchungs-

raum, die Untersuchungsinhalte, die Untersuchungstiefe und -schwerpunkte sowie die 

Untersuchungsmethoden festgelegt worden.  

6.6 EINORDNUNG IN DIE ÜBERGEORDNETE PLANUNG 

6.6.1. Regionalplan Bodensee-Oberschwaben (1996)  

Nach dem Regionalplan Bodensee-Oberschwaben (1996) stellt die Stadt Bad Waldsee 

einen Siedlungsschwerpunkt mit dem Zusatz als ñSchwerpunkt f¿r Dienstleistungseinrich-

tungenñ dar. 

Das Plangebiet wird im Regionalplan als ñSchutzbed¿rftiger Bereich f¿r die Forstwirt-

schaftñ ausgewiesen. 
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Abbildung: Lage des Plangebiets im Schutzbedürftigen Bereich für die Forstwirtschaft 

 

6.6.2. Flächennutzungsplan  

Im Flächennutzungsplan (FNP) ĂBad Waldsee/Bergatreute 2010ñ, 2.  nderung ist der Be-

reich ñElchenreuteñ als Sonderbauflªche mit der Zweckbestimmung ĂFremdenverkehrñ 

ausgewiesen.  

Die Kapelle ist als Kulturdenkmal mit der Nr. 96 festgesetzt.  

Die umgebenden Waldflächen sind als Flächen für die Forstwirtschaft ausgewiesen. 

Südwestlich des Plangebiets verläuft parallel zur L 275 eine 20 kV-Leitung. Westlich von 

Elchenreute liegen in den Waldflächen links und rechts der L 275 zwei kleine ehemalige 

Kiesabbaustellen, die heute als Senken in Erscheinung treten. 

Entwicklungsgebot 

In den Unterlagen des seit 24.07.1998 rechtsverbindlichen Flächennutzungsplans befin-

det sich keine Sonderuntersuchung. Es ist auch trotz intensiver Recherche nicht mehr 

aufklärbar, was Inhalt der sog. Sonderuntersuchung war. Nach dem Lageplan und der 

Legende des Flächennutzungsplans aus dem Jahre 1998 ist festzustellen, dass für den 

Bereich Elchenreute eine Sonderbaufläche ĂFremdenverkehrñ dargestellt wurde. Der Be-

reich Elchenreute befindet sich auf einer Lichtung, die vollständig von Wald umgeben ist. 
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Dieser vorhabenbezogene Bebauungsplan trifft Festsetzungen innerhalb seines Gel-

tungsbereichs. Der Geltungsbereich liegt im Bereich dieser Lichtung. Im Übrigen sind die 

Darstellungen im Lageplan des Flächennutzungsplans nicht parzellenscharf und die Gel-

tungsbereiche der 1. Änderung und der 2. Änderung des Bebauungsplans Hofgut Elchen-

reute identisch. Bereits die 1. Änderung wurde aus dem unveränderten Flächennutzungs-

plan entwickelt. 

Im Hinblick auf die Sonderbaufläche ĂFremdenverkehrñ ist festzustellen, dass hierzu be-

grifflich ein Gastronomiebetrieb mit Beherbergung gehört. Für die Gäste der vorhandenen 

Gastronomie wird durch diesen Bebauungsplan künftig ermöglicht, auch dort zu über-

nachten. Hierzu werden die beiden Gästehäuser errichtet. Die künftigen Nutzungen ent-

sprechen vollumfänglich einer Fremdenverkehrsnutzung. 

Diese 2. Änderung des Bebauungsplans entwickelt sich aus dem Flächennutzungsplan 

der vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Bad Waldsee/Bergatreute. 

 

Abbildung: Auszug aus dem Flªchennutzungsplan ĂBad Waldsee/Bergatreute 2010ñ, ohne Maßstab 

 

6.6.3. Landschaftsplan 

In ca. 500 m Entfernung ist der Bannwald und das Naturschutzgebiet (NSG) ĂBrunnen-

holzriedñ ºstlich von Elchenreute eingetragen. S¿dlich der L 275 liegt in ca. 200 m Entfer-

nung eine als Naturdenkmal ausgewiesene Wasserfläche. 
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6.6.4. Natura 2000 

 

Abbildung: FFH-Gebiet ĂFeuchtgebiete um Bad Schussenriedñ 

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans liegt nicht innerhalb ei-

nes Natura 2000-Gebiets. 

Das nächstgelegene FFH-Gebiet Nr. 8024-341 ñFeuchtgebiete um Bad Schussenriedñ 

liegt, mit einem etwa 24 ha großen Teilgebiet ca. 600 m westlich und mit einem etwa 

161 ha großen Teilgebiet ca. 500 m östlich des Plangebiets. Das FFH-Gebiet besteht aus 

sieben Teilgebieten und hat eine Gesamtfläche von ca. 609 ha.  

Als Arteninventar des FFH-Gebiets ñFeuchtgebiete um Bad Schussenriedñ ist die 

Schmale Windelschnecke (Vertigo angustior), der Kammmolch (Triturus cristatus) und der 

Frauenschuh (Cypripedium calceolus) aufgeführt.  

Die ºstliche der beiden Teilflªchen deckt sich mit dem Naturschutzgebiet ñBrunnenholz-

riedñ und mit dem gleichnamigen Bannwaldgebiet. Das Naturschutzgebiet ñHaslacher 

Weiherñ liegt im Bereich der westlichen Teilflªche.  

Der Managementplan (MAP) zu diesem FFH-Gebiet ist derzeit in Bearbeitung.  
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6.6.5. Naturschutzgebiet, Bannwald 

Das Naturschutzgebiet ñBrunnenholzriedñ sowie der Bannwald (Luftlinie ca. 500 m zum 

Plangebiet) mit Verordnung der Forstdirektion Tübingen vom 04.12.2003 weisen eine 

Größe von 161,5 ha auf. Die Flächen beider Schutzgebiete sind identisch. Schutzzweck 

ist es, die unbeeinflusste Entwicklung des teilweise entwässerten Hochmoores und seiner 

Randzonen mit den typischen Tier- und Pflanzenarten zu sichern. Als prioritärem Bio-

toptyp ñMoorwaldñ kommt dem NSG eine hohe Bedeutung zu. 

 

Abbildung: Schutzgebiete Naturschutzgebiet (NSG), Landschaftsschutzgebiet (LSG), FFH-Gebiet und Na-

turdenkmale) 

6.6.6 Biotopkartierung 

Im Geltungsbereich des Projektgebiets selbst sind keine geschützten Biotope nach 

§ 30 BNatSchG ausgewiesen. Allerdings sind in den umgebenden Waldflächen einige 

Waldbiotope nach § 30a LWaldG ausgewiesen. 


